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Aushangpflichten für Arbeitgeber  

 

Jedes Unternehmen, das Mitarbeiter beschäftigt, ist gesetzlich dazu verpflichtet, be-
stimmte Gesetze und Rechtsvorschriften im Betrieb öffentlich zugänglich zu machen. 
Dadurch sollen die Mitarbeiter über ihre Rechte informiert werden. Dabei ist im Ein-
zelnen zu prüfen, ob das Unternehmen unter die von der Regelung betroffenen 
Branchen oder Betriebe fällt. Unter welchen Voraussetzung ein Gesetz ausgehängt 
werden muss, können Sie der untenstehenden Aufstellung entnehmen. Auf freiwilli-
ger Basis kann der Arbeitnehmer seine Belegschaft über weitere ihrer Rechte infor-
mieren, z.B. über das Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG), das Bundesurlaubs-
gesetz (BurlG) oder das Mindestlohngesetz MmiLoG).  
 
Üblicherweise erfolgt ein Aushang an einem "schwarzen Brett" an einer allgemein 
zugänglichen Stelle des Betriebes. Teilweise sind in den gesetzlichen Regelungen 
aber auch bestimmte Aushangsorte vorgesehen (Beispiel Heimarbeitergesetz: 
Aushang der erforderlichen Angaben in den Ausgaberäumen). Besteht ein Betriebs-
rat, ist dieser über den Aushang zu unterrichten. Sind von dem Aushang ausländi-
sche Mitarbeiter betroffen, die nicht ausreichend Deutsch sprechen, kann eine (zu-
sammenfassende) Übersetzung erforderlich sein.  
 
Praxistipp: Im Fachbuchhandel gibt es vorgefertigte Zusammenstellungen, die zum 
Aushang geeignet sind. Die Aushänge sollten aktualisiert werden, um auch über die 
gesetzlichen Neuregelungen zu informieren. Die Gesetzestexte können auch kosten-
los unter www.gesetze-im-internet.de abgerufen werden.  
 
Die wichtigsten aushangpflichtigen Gesetze sind: 
 

Regelungs-
gebiet 

Rechts-
grundlage 

Adressat Art und Weise Inhalt 

Allgemeines 
Gleichbehand-
lungsgesetz 
(AGG) 

§ 12 Abs. 5, 
§ 13 AGG 

alle Betriebe Aushang oder 
Auslegung an 
geeigneter Stelle 
oder durch Ein-
satz im Betrieb 
üblicher Informa-
tions- und Kom-
munikations-
technik 

AGG, 
§ 61b ArbGG,  
Informationen über 
die Beschwerde-
stelle nach § 13 
AGG 

http://www.gesetze-im-internet.de/
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Arbeitsschutz-
vorschriften 

je nach 
Branche 

jeweilige Bran-
che (zum Bei-
spiel Arbeitsstät-
tenverordnung, 
Gefahrstoffver-
ordnung, 
Röntgenverord-
nung, Strahlen-
schutzverord-

nung) 

an geeigneter 
Stelle auslegen 
oder aushängen 

Text der einschlä-
gigen Vorschriften 
 

Arbeitszeitge-
setz  

§ 16 ArbZG 
 

alle Betriebe  an geeigneter 
Stelle zur Ein-
sichtnahme aus-
legen oder aus-
hängen 

Text des Gesetzes 
sowie der einschlä-
gigen auf Grund 
des Gesetzes er-
lassenen Rechts-
verordnungen und 
Tarifverträge oder 
Betriebsvereinba-
rungen 

Betriebsver-
einbarungen 

§ 77 Absatz 
2 BetrVG 

alle betroffenen 
Betriebe 

an geeigneter 
Stelle auslegen 

Text der unter-
zeichneten Be-
triebsvereinbarung 

Heimarbeits-
gesetz 

§§ 6 Satz 2, 
8 Absatz 1, 
19 Absatz 2 
HAG 

Personen, die 
Heimarbeit aus-
geben, weiterge-
ben oder ab-
nehmen 

in den Ausgabe-
räumen an gut 
sichtbarer Stelle 
beziehungsweise 
an der von der 
zuständigen Ar-
beitsbehörde 
bestimmten Stel-
le 

Liste der beschäf-
tigten Heimarbeiter, 
Entgeltverzeichnis-
se und sonstige 
Vertragsbedingun-
gen, Entgeltrege-
lungen nach §§ 17 - 
19 sowie der bin-
denden Festset-
zungen im Wortlaut 

Jugendarbeits-
schutzgesetz 

§§ 47, 48, 54 
JArbSchG 

Betriebe mit 
mindestens ei-
nem jugendli-
chen Beschäftig-
ten  
 

an geeigneter 
Stelle zur Ein-
sicht auslegen 
oder aushängen 
 
 

Text des Gesetzes 
und Anschrift der 
zuständigen Auf-
sichtsbehörde,  

ab drei Jugendli-
chen auch Aushang 
über Beginn und 
Ende der Arbeits-
zeit sowie Pausen, 

Ausnahmebewilli-
gungen der Auf-
sichtsbehörde, so-
fern erteilt 
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Mutterschutz-
gesetz 

§ 26 
MuSchG 

Betriebe, die re-
gelmäßig mehr 
als drei Frauen 
beschäftigen, 
auch bei Heim-
arbeiterinnen 

an geeigneter 
Stelle zur Ein-
sicht auslegen 
oder aushängen, 
bei Heimarbeite-
rinnen in der 
Räumen der 
Ausgabe und 
Annahme 

Ausnahme: 
wenn Arbeitge-
ber das Gesetz 
in einem elektro-
nischen Ver-
zeichnis jederzeit 
zugänglich ge-
macht hat 

MuschG 

Teilzeit- und 
Befristungsge-
setz 

§ 18 TzBfG Arbeitgeber mit 
befristet Be-
schäftigten 

Allgemeine Be-
kanntgabe an 
geeigneter, den 
Arbeitnehmern 
zugänglicher 
Stelle im Betrieb 
und Unterneh-
men 

Information über 
unbefristete zu be-
setzende Arbeits-
plätze 

Tarifvertrag § 8 TVG tarifgebundene 
Arbeitgeber, bei 
Allgemeinver-
bindlichkeit des 
Tarifvertrags alle 
betroffenen Ar-

beitgeber 

im Betrieb be-
kanntzumachen 

maßgebliche Tarif-
verträge sowie 
rechtskräftige Be-
schlüsse nach § 99 
ArbGG 

Unfallverhü-
tungsvorschrif-
ten der BG 
(UVV) 

§§ 15, 138 
SGB VII;  
§ 12 BGV A1 

alle Betriebe  Unterrichtung 
bzw. an geeigne-
ter Stelle zu-
gänglich machen 

einschlägige Vor-
schriften sowie zu-
ständige Berufsge-
nossenschaft und 
deren Geschäfts-
stellen 

Wahlen jeweilige 
Wahlord-
nung  

betroffene Be-
triebe 

nach jeweiliger 
Wahlordnung 

zum Beispiel Wäh-
lerverzeichnis, 
Wahlvorschläge, 
Wahlvorstand, 
Wahlergebnisse 
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Verstöße gegen die Aushangpflicht 

Kommt der Arbeitgeber seiner Aushangpflicht nicht nach, können unterschiedliche 
Folgen eintreten. Der Arbeitgeber kann sich schadensersatzpflichtig machen, 
wenn der Verstoß gegen eine Aushangpflicht ursächlich für den Eintritt eines Scha-
dens geworden ist. Bei den meisten Vorschriften stellt eine Verletzung der Aushang-
verpflichtungen eine Ordnungswidrigkeit dar, die mit einem Bußgeld belegt werden 
kann. Sind betriebsverfassungsrechtliche Regelungen betroffen, können Beseiti-
gungs- und Unterlassungsansprüche bestehen; Verstöße im Zusammenhang mit 
Wahlen können eine Anfechtbarkeit der Wahl zur Folge haben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieses Merkblatt soll - als Service IHK - nur erste Hinweise geben und erhebt daher keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit. Obwohl es mit größtmöglicher Sorgfalt erstellt wurde, kann 
eine Haftung für die inhaltliche Richtigkeit nicht übernommen werden. 

 


